Die plutokratische Herrschaft des Rechts

B. Hoffmann

Die Heuchelei nimmt eine neue Dimension an. Hat man bisher den militärisch unterworfenen Völkern die Demokratie gebracht, wobei die Völker darunter fälschlicherweise – doch gewiß nicht unbeabsichtigt – eine Herrschaft ihres Volkes verstanden, so wird diese nun unauffällig abgelöst durch die „Herrschaft des Rechts“ (siehe auch DEUTSCHLAND 5-6.2006).

Wie diese neue Herrschaft funktioniert, wurde in DIE ZEIT Nr. 41 vom 6.10.05 auf S. 25 unter dem Titel „Ihr Wort wird Gesetz“ sehr anschaulich erläutert. Jeder, der noch immer die Hoffnung nicht aufgegeben hat, daß demokratische Wahlen zu für uns vorteilhaften Änderungen oder gar zu einem Systemwechsel führen könnten, sollte sich die nachfolgenden Ausführungen gründlich durchlesen.

Ist der bei uns seit Kriegsende bzw. „BRD“-Anfang aufgebaute demokratische Schein in über 50 Jahren schon arg schattig geworden, so meint man wohl nun in Plutokratenkreisen, komplett darauf verzichten zu können. Ganz unverhohlen bekommen wir mitgeteilt, wer eigentlich bei uns das Sagen hat. 

Bei der öffentlichen Debatte über die bezahlten Berater und Beraterfirmen in der Politik im Jahre 2004 hieß es noch z. B. in der WELT „Die Berliner Ministerien verlassen sich gern auf externen Sachverstand. Die Kosten für Berater wie Roland Berger gehen in die Millionen.“  Bereits im Jahre 2002, im Vorfeld der anstehenden Bundestagswahl, koordinierte die Bertelsmann Stiftung den massiven Einsatz von Mc Kinsey, einer US-Unternehmensberatungsgesellschaft mit Ableger in Deutschland, und etlichen anderen Unternehmensberatern. Ihr Ziel: Ein Generalkonzept zur Entmachtung der Gewerkschaften, zum Abbau möglichst aller Arbeitnehmerrechte, zur massiven Senkung der Löhne und der Lohnnebenkosten, zur totalen Flexibilisierung der Arbeitszeit und zur massiven Leistungskürzung bei der Arbeitslosenversicherung. Wir erinnern uns, daß Peter Hartz als Vorsitzender einer Kommission, die "Hartz-Kommission" genannt wurde, in dieser Zeit vollmundig erklärte, man müsse nur die von ihm vorgeschlagenen Maßnahmen umsetzen, damit es besser würde, und Gerhard Schröder könne sich dabei auf die Profis der Nation verlassen. Dieser Peter Hartz, Personalvorstand bei VW, gab seinen Namen her, um die plutokratischen Mc Kinsey Konzepte als Segen für Deutschland zu verkaufen, wobei er wahlwirksam die Halbierung der Arbeitslosenzahl in Deutschland von seinerzeit 4 Millionen auf nur noch 2 Millionen bis zum Juni 2005 vorhersagte. Zum Propheten taugt der auch nicht.

Prof. Dr. Michael Nier schrieb im Dezember 2004 in den „Staatsbriefen“:

„Weiterhin ist in allen Staaten innerlich das zu beseitigen, was man Volkssouveränität nennt. Alle Staaten dieser Welt sind auch in ihrer inneren Verfaßtheit so zu gestalten, daß die globale Finanzindustrie die von ihr  gewünschten Gewinne einfahren kann und die transnationalen Konzerne keine nationalen Rechte mehr beachten müssen. Die Bürger sollen überall zu Dienern der Finanzindustrie werden. Allein in Deutschland sind 50.000 spekulative Finanzprodukte auf dem Markt. Mit der Zerstörung der öffentlichen Daseinsvorsorge soll für die Finanzkonzerne ein „Markt“ im Umfang von 1,5 Billionen Euro entstehen! Die einzelnen Maßnahmen in den unterschiedlichen Staaten zur „Modernisierung“, d. h. dem Abbau sozialer Rechte der Bevölkerung und dem Abbau der Steuern für die Reichen und die Konzerne, sind weitgehend identisch. Sie werden in die Länder hineingereicht und „Eliten“ setzen sie gegen ihre eigene Bevölkerung um. Auch in Deutschland läuft die Zerstörung des sozialen Rechtstaates und darüber hinaus aller Institutionen, welche die nationale Souveränität verteidigen oder einen Wiederaufstieg Deutschlands begünstigen würden. Die Ideologie dazu kommt aus den USA und wird auch in der EU umgesetzt. Welches Interesse gegenwärtig in der EU dominiert, das der USA oder des europäischen Großkapitals, ist nicht so recht sichtbar.“

Unserer Auffassung nach gibt es da nur ein Interesse, welches dominiert, das der Plutokraten mit ihrer weltweit handlangernden, korrupten Lumpenprominenz aus und in den verschiedenen Nationen.

Im März 2005 erschien ein Buch, welches einiges Aufsehen erregte, „Bekenntnisse eines Economic Hit Man“ von John Perkins, Riemann Verlag, worin es um die Rolle von "Wirtschaftskillern" bei der Zerstörung von Nationen geht. Mit John Perkins hat jetzt ein ausgesprochener Insider in den USA  aufgedeckt, wie die Bankiers in den letzten Jahrzehnten globale Institutionen wie die Weltbank, den IWF und ein Netzwerk "privater" finanzieller "Attentäter" dazu genutzt haben, ganze Nationen auszurauben und zu ruinieren, angefangen mit dem Sturz der nationalistischen Regierung Mossadegh im Iran, den Teddy Roosevelts Enkel Kermit 1953 orchestrierte. Nun, daß weder Weltbank noch IWF bei ihrer Gründung im Jahr 1944 als Wohltätigkeitseinrichtungen gedacht waren, dürfte sich selbst bis ins „linke Lager“ herumgesprochen haben. In einem Interview mit Amy Goodman von dem amerikanischen Radiosender Democracy Now! wurde Perkins am 9. November gefragt, was unter einem "Wirtschaftskiller" zu verstehen ist. Er antwortete: "Wofür wir ausgebildet wurden - und das war im Grunde unsere Aufgabe - war, das amerikanische Imperium aufzubauen; Situationen zu schaffen, wo soviele Ressourcen wie möglich in dieses Land flossen, an unsere Unternehmen und an unsere Regierung - und wir waren wirklich erfolgreich. Wir haben das größte Imperium der Weltgeschichte aufgebaut... Dieses Imperium wurde im Gegensatz zu allen anderen in der Geschichte durch wirtschaftliche Manipulationen aufgebaut, durch Schwindel, durch Betrug, dadurch, die Menschen zu unserem way of life zu verführen, durch Wirtschaftskiller. Ich war ein Teil davon." 

Perkins berichtet, er sei von der Nationalen Sicherheitsbehörde (NSA) rekrutiert worden, habe jedoch für private Unternehmen gearbeitet: "Der erste wirkliche Wirtschaftskiller in den 50er Jahren war Kermit Roosevelt, der Enkel von Teddy, der die Regierung des Iran stürzte, eine demokratisch gewählte Regierung... Es wurde wenig Blut vergossen, es gab keine Militärintervention; es wurden nur Millionen Dollars ausgegeben und Mossadegh wurde durch den Schah ersetzt... Da haben wir verstanden, daß die Idee des Wirtschaftskillers extrem gut war. Wir mußten uns keine Sorgen über einen Krieg mit Rußland machen, wenn wir so vorgingen. Das Problem mit [Kermit] Roosevelt war nur, daß er ein CIA-Agent war. Er war bei der Regierung angestellt, und wenn man ihn erwischt hätte, wären wir in großen Schwierigkeiten gewesen, es wäre sehr peinlich gewesen. Da wurde entschieden, daß Organisationen wie die CIA und die NSA Wirtschaftskiller wie mich rekrutieren sollten, die dann in privaten Firmen arbeiteten - Beraterfirmen, Ingenieurbüros, Bauunternehmen etc., sodaß es, wenn wir erwischt würden, keine Verbindung zur Regierung gäbe." Letztendliches Ziel ist es immer, amerikanischen Unternehmen Aufträge zuzuschanzen, die mit Krediten, die die USA dem betreffenden Land gewährt, bezahlt werden. Notwendige Konsequenz: Die Schuldenberge wachsen, die Abhängigkeiten werden größer, die Länder hängen am Tropf der USA.

Wer dann auf die typische Neusprech-Bezeichnung „US-Investoren“ für diese Killerinvasoren gekommen ist, wissen wir nicht. Aber Perkins enthüllt uns zumindest, daß es ein langfristig angelegter Plan ist, die Wirtschaft und die Bodenschätze der Völker weltweit in die Plutokratenhände zu verschieben, die nicht erst seit Kriegsende II. aus den USA heraus operieren.

Die Phase der Wirtschaftsübernahme scheint nun weitgehend abgeschlossen, denn sonst würde ein solches Bekenntnisbuch wohl kaum erscheinen dürfen. Und dank massiver Gehirnwäsche halten die meisten Mitbürger die als Privatisierung mühselig getarnte Enteignung tatsächlich für gut und notwendig. 

Nun wird die zweite Stufe der Rakete gezündet – die Stufe des Rechts. Dazu einige Auszüge aus dem o.g. Artikel von Oktober 2005; der Aufschrei, der danach hätte durch das Land gehen müsse, ist wohl von uns überhört worden.
Hogan & Hartson Raue L.L.P., Potsdamer Platz, Berlin, Ableger einer mehr als 100 Jahre alten Anwaltskanzlei aus den Vereinigten Staaten. Geschäfte im Spannungsfeld zwischen Wirtschaft und Politik sind das Spezialgebiet dieser law firm, und neuerdings mischen ihre Juristen auch bei der deutschen Gesetzgebung mit... Ein deutsches Gesetz, geprägt von einer amerikanischen Anwaltskanzlei?

Neue Spieler haben die Berliner Arena betreten und beginnen, im politischen Leben ihre Spuren zu hinterlassen. Es sind weltweit operierende Rechtskonzerne, von denen sich in Berlin inzwischen gut zwei Dutzend niedergelassen haben. Ihre juristische Expertise ist zunehmend gefragt - unabhängig davon, wer gerade regiert. 

Dann kann ja ab sofort das Wahlkampfgetöse mit der Kür der besten Politschauspieler entfallen!

Daß sich die Legislative bei ihrer Arbeit helfen läßt, hat zwar Tradition - Wissenschaftler schreiben seit Jahrzehnten ihre Gutachten, Kommissionen entwickeln Reformvorschläge, der Bundesverband der Deutschen Industrie prägte bereits in den fünfziger Jahren das Kartell− und Wettbewerbsrecht. Dennoch erhält die Rechtsetzung durch die jüngste Entwicklung eine neue Dimension, weil der Staat seine juristischen Berater immer früher in den Prozeß einbindet. Neuerdings sogar so früh, daß diese gemeinsam mit den Ministerialbeamten ein Gesetz von Anfang an entwickeln.

Nun, es wird wohl eher so sein, daß die amerikanischen Berater den Ministerialbeamten mitteilen, was die Wünsche ihrer Hintermänner sind und wie diese per Gesetz am besten zu verwirklichen sind. Dies führte zu einem angeblich „absoluten Novum“, nämlich 

„Während früher ein Ministerium Gesetzestexte entworfen und andere erst dann nach ihrer Meinung gefragt habe, ...war es hier ein umgekehrter und völlig offener Prozeß, bei dem wir unsere Berater um Vorschläge gebeten haben.“

Wie gut, daß sich nun die passenden Rechtsberater mit angloamerikanisch-plutokratischer „Rechts“auffassung in Berlin eingefunden haben, um unseren hilflosen demokratischen Abgeordneten (von denen im Schnitt ein Fünftel einen Beruf im Bereich der Rechtspflege ausübt oder erlernt hat!) unter die Arme zu greifen.

„Gesetzesentwürfe müssen von der Ministerialbürokratie erdacht und geschrieben werden“, sagt Everhard Holtmann, Professor für Politikwissenschaft an der Universität Halle−Wittenberg. „Wenn sie externe Berater schon am Anfang der Entwicklungsarbeit mit einbezieht, läuft sie Gefahr, einen Teil ihrer Gestaltungsmacht aus der Hand zu geben.“

Was die Gestaltungsmacht bundesdeutscher Politiker anbelangt, erinnern wir uns nochmals an den Ausspruch von Edmund Stoiber am 12.5.2005 im Bundestag zur Umsetzung von EU-Befehlen: „Das bedeutet natürlich auch eine gewaltige Arbeit, weil von den 900 Richtlinien mindestens 600 im Laufe der nächsten Jahre auf dem Tisch liegen werden. Aber es hilft nichts; denn dazu sind wir und Sie in besonderer Weise da.“

Da die Abgeordneten parteiübergreifend gefordert hatten, Hindernisse für die Öffentlich-Private Partnerschaft ÖPP (in englisch PPP) zu beseitigen, wurde nach Möglichkeiten gesucht, wie man dies gesetzlich am besten umsetzen konnte, um dem Wahlvolk seine faktische Enteignung als vorteilhaft, unumgänglich und legal verkaufen zu können. Wer wußte Rat? Der Jurist Kleinlein von der Anwaltskanzlei Hogan & Hartson Raue L.L.P., Berliner Ableger einer über 100 Jahre alten amerikanischen Kanzlei natürlich!

„Damals arbeitete er noch für die Großkanzlei Linklaters, hatte gemeinsam mit deren ÖPP−Spezialisten Jan Endler eine Reihe von Projekten betreut und kannte daher die bürokratischen Hürden genau. Außerdem hatte er eine Ahnung davon, wie sie sich beseitigen ließen, wenn man hier einen Paragrafen streicht, dort einen Halbsatz umhebt oder einen Absatz einfügt. „Als Anwalt befaßt man sich ständig mit der juristischen Lösung von Problemen“ sagt er. „Man spricht die gleiche Sprache wie der Gesetzgeber.“ So fand man zueinander. Kleinlein war überzeugt davon, daß der Bund zunächst die Möglichkeit bekommen mußte, seine Fernstraßen, Kasernen und Gebäude zu verkaufen. Bislang war das grundsätzlich verboten. Um das zu ändern, schlug Kleinlein vor, mit Hilfe des ÖPP−Gesetzes die Bundeshaushaltsordnung zu überarbeiten.“ 

Die Dreistigkeit, mit der hier vorgegangen wird, um hochoffiziell unliebsame Gesetze zu manipulieren, verschlägt einem fast die Sprache! Vom Ursprung aller Gesetze, nämlich das auszudrücken, was sich im Volk an Sittlichkeiten und Umgangsregeln über Generationen als richtig erwiesen und daher in den Menschen „gesetzt“ hat, kann man sich nicht weiter entfernen. Einen deutlicheren Beweis dafür, daß Recht beliebig manipulierbar ist und immer an den politischen Interessen der Machthaber ausgerichtet wird, braucht es wohl kaum. Doch weiter im Text.

„So wurde die Idee geboren, das grundsätzliche Veräußerungsverbot aufzuheben, damit der Bund sein Eigentum verkaufen und anschließend zurückmieten kann.“ 

Daß „der Bund“ das Volkseigentum verschiebt, ist keinesfalls eine neu geborene Idee!  Das Veräußerungsverbot des Grundgesetzes galt wohl nur solange, bis die geeigneten „Käufer“ (die Kriegsgewinner natürlich) eine Form gefunden hatten, sich unser Land samt Inventar hochoffiziell und „rechtmäßig“ unter den gierigen Nagel zu reißen! Als Vorwand muß herhalten, der Staat wäre dann „nämlich nicht mehr für die kostenträchtige Instandhaltung verantwortlich, sondern könnte - beispielsweise für eine heruntergekommene Straße - ganz einfach die Miete kürzen.“ Das nennt man Bauernfängerei! Und wenn der „Vermieter“ dann die Straße sperrt?

Rechtlich gesehen sei die enge Zusammenarbeit mit den Beratern kaum angreifbar, solange das Parlament letztendlich die Entscheidung fällt. 

„Juristisch nicht. Aber politisch? Der Politologe Holtmann glaubt, daß viele Weichen schon gestellt werden, bevor die öffentliche Debatte beginnt. »Je intensiver der Staat mit außenstehenden Beratern zusammenarbeitet, desto undurchsichtiger wird der Prozeß der politischen Willensbildung«, sagt er.

Für die Kanzleien ist die Beteiligung mehr als eine Dienstleistung. Gerade in einer Zeit des Umbruchs, in der sich der Staat von einigen Aufgaben trennt, wenn er dereguliert und privatisiert, entstehen fast täglich juristische Grauzonen - man könnte auch sagen: Möglichkeitsräume. Juristen wissen, daß jede Regierung früher oder später vor ähnlichen Problemen steht. Irgendwann nämlich ist der Punkt erreicht, an dem Politiker nicht mehr nur darüber diskutieren können, was man eigentlich tun sollte. Dann müssen jene hochkomplexen Texte geschrieben werden, ohne die eine moderne Gesellschaft ebenso wenig funktioniert wie ein Computer ohne Betriebssystem.. 

Eine „moderne Gesellschaft“ braucht allerdings komplizierte Regeln. Eine gewachsene Gemeinschaft mit einer über viele Generationen entwickelten Sittlichkeit kommt hingegen mit wenigen Grundregeln aus, die jeder versteht. „Hochkomplexe“ Gesetzestexte bedürfen dann natürlich der Auslegung durch „Experten“ (ähnlich wie „Gottes Wort“ in Bibel, Koran, Talmud usw.) , die jene Reglements anwenden, die ihre plutokratischen Auftraggeber als Recht vorgeben.

So wurde trotz Wahlkampf – wen hat der bei geplantem Ausgang schon wirklich interessiert – ein Gesetz zur ÖPP verabschiedet, was es z.B. Unternehmen ermöglicht, übernommene Schulen grundsteuerfrei zu betreiben.

„Die kommunalen Spitzenverbände waren davon gar nicht begeistert, weil das Aufkommen aus der Grundsteuer den Kommunen zusteht«, erinnert sich Kleinlein. »Allerdings lief das Ganze so schnell durch das Gesetzgebungsverfahren, daß sie gar keinen Widerstand mehr organisieren konnten.“

Die daraus erwachsenden Manipulationsmöglichkeiten sind gigantisch. Wenn dies nach dem Muster der Cross-border-leasing-Verträge abläuft, die nur noch geschulte Anwälte aufsetzen und verstehen können, dann ist die Heuchelei mit der Demokratie endgültig an ihrem Ende angelangt.

 „Schließlich könnten die Spezialisten versucht sein, einem Gesetzesentwurf einen harmlos scheinenden Halbsatz beizumischen, der zwar nicht im Sinne des Staates, wohl aber im Sinne ihrer kommerziellen Mandanten ist. Das zu beweisen wäre schwierig, denn Anwälte können sich meistens auf ihr Schweigerecht berufen.“

Und wenn dann die „rechtliche Lage“ zur Zufriedenheit des Plutokratenlagers geregelt ist, wenn die Enteignung unseres Volkes gemeinsam mit der Entrechtung zu „BRD-Recht“ geworden und die daraufhin todsicher folgende Abzocke durch die neuen „rechtmäßigen“ Herrscher legalisiert ist  - 

ja, was dann, deutscher Michel?

Aus der Traum

„Die Tage der sozialen Marktwirtschaft, wie sie die Deutschen gewohnt sind, sind in der globalisierten Welt gezählt.“

Jagdish Bhagwati, Ökonom an der Columbia-Universität in New York, gem. WamS v. 9.10.05

Merkel kündigt nach Wahlsieg Politikwechsel an Mit Blick auf die Diskussion über das Unions-Wahlprogramm versprach Merkel eine klare Benennung der Probleme und auch der beabsichtigten Reformen. Deutschland habe keinen Rechtsanspruch auf Demokratie und sozialer Marktwirtschaft für alle Ewigkeit, sagte Merkel, die von CDU und CSU zur ersten Kanzlerkandidatin bestimmt worden war.  16. Juni 2005 WELT

